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vezuztprei « : Ja Karlsruhe uad auswirt « frei in» Sau « geliefert rierteljthrlich 63 — « in^ laummer 1.— Jk — « aeeizeazedShr : 1.30 A für 1 - » Höh« und ei« Siebentel Breite. Brief« und
SÄber frei. Bei Wiederholungen tariffeste« Rabatt , der a» Kassenrabatt »ilt »ad oerweigert werde« kann, wenn nicht binnea vier Woche« nach Eniplang der Rechmmg Zahlung erfolgt, « vitliche Anzeigen flu» direkt
an die GefchilftSstelle der Karlsruher Zeitung, Badischer Staatsanzeiger , Karl- Friedrichstr. U , a sende» uad werde« ta Bereinbarang mit dem Ministerium de» Inner » »«rechnet. Bei Klage- chebung , zwangsweiser Beitreibung

Konkursverfahren fällt der Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Kall« von höherer Sewalt , Streik, Sperre , Aussperrung, Makchineubruch , Betriebsstörung tot eigenen Betrieb« oder in denen uuferer Lieferanten
hat der Jusereat kein« Ansprüche , fall» di« Zeitung verfpiltet, in beschränktem Umfange «der nicht erscheint. — Für telephonisch« Abbestellung von « nzeigen wird kein« Sewithr überaommea. Unverlangte Drucksache« und

Maunskrlpt« werden nicht zurückgegeben und es wird kriaerlei Berpflichtna» zu irgendwelcher Bergütung übernommen.

Amtlicker Heil
Neuregelung des Vegnadigungswesens .

* * Durch eine Novelle vom 26 . April d . I . zu der Begnadi -

gtmgsverordnnng des Staatsministeriums vom 17 . Dezember
1919 sowie durch die dazu ergangenen Ausführungsbestim¬
mungen des Justizministeriums vom 5. Mai d. I . ist die Zu¬
ständigkeit der Justizbehörden zu Gnadenerweisen neu ge¬
regelt worden .

Nachdem bereits durch daS Reichsgesetz vom 21 . Dezember
1931 über die Erweiterung des Anwendungsgebiets der
Geldstrafe den Gerichten die Befugnis zur Stundung
von Geldstrafen und, zur Gestattung von giatenzcchlungen
übertragen worden ist, ist nunmehr die den Strafvollstreckungs¬
behörden eingeräumte Zuständigkeit zur Gewährung von
Strafaufschub und Strafunterbrechung bei
Freiheitsstrafen von bisher 6 Mionatem aus 1 Jahr
erweitert worden. Die wichtigste Änderung der bisherigen
Beistimmungen liegt aber darin , das; die Gerichte jetzt ermäch¬
tigt sind , bei zeitigen Freiheitsstrafen unter Setzung einer
Bewährungsfrist nicht - nur wie bisher Strafaufschub auf
Wohl-verhalten für die -ganze Strafe , sondern auch bei Voll¬
streckung eines Teils der Strafe für den Strafrest Straf¬
urlaub auf Wohlverhalten zu bewilligen (bedingte Straf -
auSfetzung) . Die bedingte Strafaussetzung soll nur dann ge¬
währt werden , wenn der Bestrafte nach den Umständen der
Tat und seinen persönlichen Verhältnissen dieser würdig er¬
scheint und die Erwartung rechtfertigt , daß er sich auch ohne
ganze oder teilweise Bollstreckwny der Strafe Künftig wohiver¬
halten werde . Bei der Entschließung soll auch berücksichtigt
werden , welche Beweggründe zur Tat geführt haben und wie
sich der Täter nach dieser verhalten , besonders , ob er Reue
empfunden hat uüd nach Kräften bemüht war , den angerich-
teten Schaden wieder gut zu machen. Ferner ist Voraus¬
setzung, daß der Gnadenerweis nicht dem allgemeinen Inter¬
esse zuwiderläuft . Bei Zuchthausstrafen darf kein Strafauf¬
schub auf Wohlverhalten , sondern nur Strafurlaub auf
Wohlverhalten bewilligt -werden . Ferner soll in der Regel
von der Bewilligng von Strafaufschub auf Wo-h-Vvevhalten
abgesehen werden , wenn der Verurteilte im Inland schon zu
einer Freiheitsstrafe von mindestens 8 Monaten verurteilt
war , es sei denn , daß seit Verbüßung , Verjährung oder Er¬
laß der Strafe 10 Jcchre verstrichen sind.

Über die Bewilligung des Strafaufschubs auf
Wohlverhalten soll sich das Gericht in der Regel ' schon bei
Festsetzung der Strafe schlüssig machen. Nur wenn die Frage
des GnadenerwerseS in der Hauptverhandlung oder bei Er -
laß des Strafbefehls noch nicht spruchreif ist, soll das Gericht
die Entscheidung darüber zwecks Anstellung weiterer Ermitte¬
lungen aussehen . Strafurlaub auf Wohlverhalten darf bei
Strafen von über 6 Monaten nur ausnahmsweise schon vor
Antritt der Strafe für einen Teil derselben bewilligt werden .
Beim Borliegen der Voraussetzungen für die Bewilligung
von Strafurlaub auf Wohlverhalten und bei eirrtvandfreier
Führung in der Strafhaft soll die Verwaltung der Straf¬
anstalt , in d-er ein Verurteilter eine zeitige Freiheitsstrafe von
mindestens 4 Monaten verbüßt , beim zuständigen Gericht in
Anregung bringen , daß der Verurteilte nach Verbüßung von
% der auferlegten Strafe unter Setzung einer Bewährungs¬
frist und der etwa weiter erforderlichen Bedingungen auf
Wohlverhalten beurlaubt wird . Auch in Fällen , in denen
vorläufige Entlassung nach § 28 des Reichsstrafgesetzbuchs in
Frage steht , soll die Strafanstaltsvevwaltung prüfen , ob nicht
die Bewilligung von Strafurlaub auf Wöhlberlhalten ange¬
neigter erscheint und derngemätz beim zuständigen Gericht in
Anregung zu bringen ist. Ferner sind die Gerichte ermäch¬
tigt , Freiheitsstrafen , abgesehen von Zuchthausstrafen , ganz
oder teilweise in Geldstrafen umzuwandeln . In geeigneten
Fällen kann auch bedingte Strafaussetzung und Umlvand-
lung in eine Geldstrafe miteinander verbunden werden . Die
Gerichte haben vor der Entschließung über die bedingte Straf¬
aussetzung oder Strafumwandlung

' die Staatsanwaltschaft ,
unter Umständen auch andere Behörden ^ zu hören ; an die
Zustimmung der Staatsarrwaltschaft , die bisher für die Be¬
willigung von Strafaufschub auf Wöhlveähallten vorgeschrie¬
be« war , sind sie nicht mehr gebunden .

Me neuen Bestimmungen geben auch über die Einrei¬
chung von Gnadengesuchen nähere Vorschriften . Da¬
nach können solche schriftlich oder mündlich gestellt werden ,
und zwar hat dies grundsätzlich beim Gericht erster Instanz
zu geschehen , dessen Gerichtsschreiber zur Aufnahme eines
solchen Gesuchs verpflichtet ist . In dringenden Fällen darf aber
auch der zuständige Beamte der Staatsanwaltschaft oder der
Gerichtsschreiber eines anderen badischen Amtsgerichts die
Aufnahme eines Gnadengesuchs nicht ablehnen . ES empfiehlt
stch daher , Gnadengesuche nicht unmittelbar beim Justizmini¬
sterium cmzubringen . Sobald die Strafvollstreckungsbehörde
von einem Gnadengesuch Kenntnis erhält , stellt sie die Voll¬
streckung ein, bis ihr eine Entschließung auf das Gesuch zu¬
steht. Gegen einen fluchtverdächtigen Verurteilten können
ledoch die Maßnahmen deS 8 439 der Strafprozeßordnung
getroffen werden . Eim verhafteter Verurteilter Ül-eibt in Haft .
Eicht nach dem Inhalt des Gesuchs ohne weiteres fesh, daß
durch die sofortige Strafvollstreckung der Entscheidung über
^ s Gesuch nicht vorgegriffen wird ( z . B . ein zu längerer
Freiheitsstrafe Verurteilter bittet nur um Minderung der
Strafe ) oder handelt es sich um ein offenbar aussichtsloses ,Nur zur Verschleppung dienendes Gesuchs so ist die Straf¬
vollstreckung ohne Rücksicht auf daS Gesuch einzuleiten oder
fortzusehen . Ist bereits einmal ein Gnadengesuch abyelehnt
worden, so ist der Strafvollzug ohne Micksicht auf weitere Ge-
fnche ungesäumt durchguführen , außer wenn neue Tatsachen
vorgetragen werden, die einen weiteren Aufschub rechtferti¬gen. oder von der zuständigen Behörde ausdrücklich nochmali¬
ger Einhalt mit dem Strafvollzug verfügt wird .

In den neuen Bestimmungen sind die Justizbeamten auch
angewiesen , bei Belehrung und Beratung der Gesuchsteller
der weitverbreiteten irrigen Meinung entgegenzuwirken , im
Wegnad-igungsverfahren könne die Richtigkeit eines richter¬
lichen Erkenntnisses nachgeprüft werden . Aufgabe deS Be¬
gnadigungsrechts ist eS , Härten und UiÄnlligkerten zu besei¬
tigen , die sich aus der Anwendung des Strafgesetzes auf den
einzelnen Fall und daraus ergeben 'können, daß nach der
Rechtskraft des S -traferkenntniffes wesentlich neue Tatsachen
ein treten oder bekannt werden , die nicht im Woge der Wie¬
deraufnahme des Verfahrens zur Geltung gebracht werden
können-. Gnadengesuche eignen sich daher nicht als
Ersatz für Rechtsmittel . Wesorwers verfehlt wäre
es, wenn ein Beschuldigter feine Einwendungen gegen den
Strafbefehl -nicht mittels Einspruch und sodann in der münd¬
lichen Verhandlung vor dem Schöffengericht geltend machen,
sondern statt dessen Abhilfe im Gnadenweg suchen würde .
Ein Beschuldigter, der die Beschuldigung oder wenigstens das
Maß seines Verschuldens besrreitet, darf daher nicht veranlaßt
werben , statt der Einreichung des Einspruchs oder des sonst
guläslsigon Rechtsmsttels ein Gnadengesuch zu stellen.

Amerikanisches Konsulat .
** Die Vereinigten Staaten von Amerika haben in Stutt¬

gart ein Konsulat errichtet, zu dessen Amtsbezirk auch das
Land Baden gehört ; zum Konsul daselbst ist Herr Maxwell
K . Moorhead und zum Bizekonsul Herr Curtis Thomas
Evrrctt ernannt worden. Rachiem den Genannten das Exe¬
quatur des Reichs erteilt worden ist, werden dieselben zur
Ausübung konsularischer Funktionen auch in Baden zugelaffen .

«-Der Finanzausgleick zwiöcken ,
IReicb , Ländern u . Gemeinden .

Die Ministerkonferenz in Würzburg , die
am 28 . und 29 . April unter dem Vorsitz des Reichsfin -cmz-
ministers Hermes stattgefunden hat, und an der als
Vertreter Badens Finanzminister Köhler und der Mi¬
nister des Innern Remmele teilnah men , hat für
den Finanzausgleich zwischen Reich , Län »
dernundGemeinden eine ReihevonGrund -
f ä tz e n aufgestellt , auf deren große Bedeutung hier noch
einmal hingewiesen werden soll , und zwar umsomehr , als ,
soweit wir sehen konnten, diese Beschlüsse in der Öffent¬
lichkeit lange nicht die Beachtung gefunden haben , die sie
verdienen . Es mag das wohl daran liegen , daß sich in
den letzten Wochen die Aufmerksamkeit der Öffentlichleit
ausschließlich auf die Vorgänge in Genua konzentriert hat .

Wichtig ist zunächst die Anerkennung des Grundsatzes ,
daß der Finanzausgleich in Zukunft der Selb¬
ständigkeit und Selbstverantwortung der
Länder und Gemeinden in höherem Maße
Rechnung tragen müsse, als das bisher nach den gelten »
den Vorschriften der Fall gewesen ist. Was die Ein¬
nahmen betrifft , so soll die steuerliche Zustän¬
digkeit der Länder und Gemeinden erwei -
tert , und ihr Anteil an den Reichs steuern er¬
höht werden . Was die Ausgaben anlangt , so sollen
reichsgesetzliche Maßnahmen vermieden wer¬
den, die den Aufgabenkreis der Länder und Gemeinden
erweitern , ohne gleichzeitig die erforderlichen Mit¬
tel bereitzu st eilen ; ferner sollen Länder und Ge¬
meinden von den Mehrausgaben für die Erhöh .
ungderBeamtengehälterweitgehendent -
l a st e t werden.

Länder und Gemeinden sollen berechtigt sein , die ihnen
zustehenden Ertrag steuern nach Maßgabe der ört¬
lichen Verhältnisse in vollem Umfang auszu¬
schöpfen . Den Gemeinden werden auf dem bisher dem
Reich vorbehaltenen Gebiete der Verbrauchs¬
steuern wichttge Zugeständnisse gemacht ; in Frage
kommen hier die Schankverzehr- und Getränkesteuern der
Gemeinden . Vorgesehen ist Wester die Möglichkeit einer
Viehsteuer und einer Fahrzeugsteuer . Sodann wird die
Überweisung der Rennwettsteuern in ihrem vollen Be¬
trag an die Länder gewünscht.

Eine Erhöhung der Anteile an den Reichs¬
steuern soll in mehrfacher Beziehung angestrebt wer¬
den . Zunächst aber soll das Reich auf seinen Anteil
an der Grunderwerbsteuer in weitgehendem
Umfang zugunsten der Länder und Gemeinden verzichten .
Von allerhöchster Bedeutung aber ist der Entschluß , den
Landesanterl an der Einkommen - und Kör¬
perschaftssteuer von Zweidritteln auf
Dreiviertelzuerhöhen . Damit die Länder und
Gemeinden anderUmsatzsteuer bester beteiligt wer¬
den können, wird eine Erhöhung des Steuersatzes von 2
auf 2y 2 Prozent als erforderlich bezeichnet.

Das Reich soll aus Anlaß der Erhöhung der Be -,
amtengehälter den Ländern und den Gemeinden
Zuschüsse geben, und zwar auf Grund von
festen Richtlinien , wie dies bereits in einer Erklärung der
Reichsregierung vom 10 . November 1921 vorgeschrieben!
war . Und zwar hat die Ministerkonferenz in Würzburg
bereits — natürlich vorbehaltlich der näheren Beratung
im Reichsvat — sehr wertvolle und nützliche Grundsätze
ausgearbeitet , nach welchen diese Zuschüsse festzustellen!
und zu zahlen sind. Das Sperrgesetz soll dabei unbe¬
rührt bleiben .

Werden alle diese überaus bedeutungsvollen Beschlüsse
der Ministerkonferenz von den zuständigen Körper¬
schaften genehmigt und in die Wirkichkeit übertragen , so
wird damit für die Finanzpolittk der Länder und Ge¬
meinden ein großer und dankenswerter Fortschritt
erreicht sein . Daß es so. wie bisher , nicht weiter -
ging , war schließlich die Überzeugung aller vernünftige «
Polittker in unserem Vaterland geworden . Aus dieser
Überzeugung die nötigen Konsequenzen zu ziehen , war di«
Aufgabe der Ministerkonferenz . Und wir dürfen sagen ,
daß sie diese Aufgabe zum Besten der Länder und Ge¬
meinden gut gelöst hat.

Gehören die Militärpensiouen
der Lntente

in die IKeparationssckuld ?
Den Anspruch der Entente auf Ersatz der Milit «rpensi»ne »!

und Belhilfen , der eine beinahe doppelt so hohe Reparations -
forderung darstellt, als diejenige für Verwüstungen, untersucht
J »hn Maynard Kehnes, der bekannte englische Wirtschaftspoli¬
tiker, in seinem jetzt auch deutsch erschienenen Buche . Revision
des Friedensvertrages "

(Verlag Duncker L Humblo-t. Mün¬
chen ) auf seine Rechtmäßigkeit. Dieser Anspruch hat , wie?
Kehnes sagt, aus einer erfüllbaren Forderung ein« nicht er¬
füllbare gemacht; er widerspricht den von der Entente einge¬
gangenen Verpflichtungen und ist somit unmoralisch.

KeyneS nimmt die vom Präsidenten Wilson mit Zustim-
mung der Alliierten der deutschen Regierung am 5. November
1918 mitgeteilten Bedingungen, auf die hin Deutschland de«
Waffenstillstand angenommen hat , zur Grundlage und be¬
kämpft die Behauptung , daß erstens die Waffenstillstandsbe-
dingungen vom 11 . November 1918 auf jene Note vom 5 . No¬
vember keine Rücksicht hätten zu nehmen brauchen, sondern
diese aufgehoben hätten , und daß zweitens der Wortlaut von
Wilsons Note, richtig verstanden, die Forderung von Militär -
Pensionen zulaffe.

Rach den ftanzösischen Veröffentlichungen der vertrauliche»
Verhandlungen des Obersten Rate» vor dem Waffenstillstands
haben dessen Mitglieder ihre Antwort an Wilson nicht eher
festgestellt als den Entwurf der WaffenstillstandSbedtngungen,
und auf dieser Antwort vom 2. November beruhten WilsonS
Bedingungen an die deutsche Regierung vom S. November.
Am Schlüsse derselben Sitzung aber, als, der Oberste Rat eben
auseinandergehen wollte, schlug der französische Finanzminister
Klotz vor, bei der Forderung auf „Reparatton " einzuschalten:
.vorbehaltlich irgend welcher späterer Ansprüche und Forde¬
rungen von seiten der Verbündeten"

. Dieser Text wurde ohne
weitere Besprechung angenommen, und Klotz hat sich später ge.
rühmt , durch diesen Trick die 14 Puntte Wilsons beseitigt zu
haben — obgleich die Vertreter der Alliierten die Note an Wil¬
son bei Gelegenheit derselben Sitzung gesandt hatten , in der
sie die 14 Puntte annahmcn .

Die Behauptung , daß der Wortlaut von Wilsons Note Mili »
tärpenfionen nicht ausschließe , widerlegt Kehnes durch folgende
Darlegung :

Die Vertreter der Alliierten verstanden übereinstimmend
unter . Wiederherstellung", Deutschland solle alle der Zivilbe«
Völker««- der Verbündeten und ihrem Eigentum durch die An¬
griffe zu Lande, zur See und aus der Luft angetanen Schäden
ersetzen" . Rach der Veröffentlichung der amtlichen Beruhte
durch den amerikanischen Delegierten Baruch legte man auf
amerikanischer Seite dies so aus , daß sich die Ersatzpflicht „auf,
unmittelbar wahrnehmbare Schäden am Eigentum «ichtmilitit-
rstche « Charakter » und unmittelbare Körperverletzungen von
Zivilisten" bezog . Nach Kehnes wurde diese Antwott erst da¬
durch zweifelhaft , daß der englische Ministerpräsident bei den
letzten allgemeinen Wahlen versprach , mehr aus Deutschland

j herauszuholen , als diese Auslegung zulietz, und daß die fran «



-Uisch« Regierung ähnliche Hoffuungen bei ihrem Volk er-,
weckte .

Daher begannen die FriedenSverhandlungen damit - datz all«
Delegationen nutzer der amerikanischen behaupteten , man
hätte sich ,zu nichts verpflichtet, waS einen Anspruch- auf Ersatz
der gesamten Kriegöverluste und -schäden durch Deutschland
ansschlöffe . Die Amerikaner bekämpften diese Auslegung , aber
Wilson selbst lagen andere Fragen ! näher , und seine letzten Be-
denken wurden durch die Bemerkung überwunden , datz ein ent-

loffener Soldat eine Zivilperson sei, und seine Verwundung - »

folgen somit eine Zivilperson träfen ; auf dieser Erwägung
beruht die Einbeziehung der Militärpensionen und Beihilfen
in die Rcparationkrechnung . Al» einige amerikanische Dele»

gierte dem Präsidenten Wilson erklärten , kein Jurist seiner
Delegation würde diese Einbeziehung der Militärpensivnen bil¬
ligen . da sie unlogisch seien, ries er : „L»»ik ! Ich kehre « ich
den Teufet an die Logik ! Ich « erde die Penfionen mit einbe-
ziehe« !" (Lament , What really happened at Paris ).

Das find die Grundlagen , a«f denen die Entente zwei Drit .
tel ihrer Ansprüche gegen Deutschland — nach Keynes Schät¬
zung etwa 74 Milliarde « Goldmark — anfbant , und der Eng¬
länder KeyneS verdient Dank dafür , datz er fie klargelegt hat .

politische Neuigkeiteii.
Die Ikonkerenz von Genua.

'Die Bereinigten Staaten und Rußland .
Eine halbamtliche Erklärung der amerikanischen Regierung »

die sich mit den in Genua behandelten Fragen befatzt , ist au¬
genscheinlich darauf berechnet, die von Lloyd George und ande¬
ren Staatsmännern in Genua verfolgte Politik des Ausgleichs
zu unterstützen. Man geht, so bemerkt der Newyorker Korre.
spondent der „Frkf . Ztg.

"
, wohl nicht fehl» wenn man annimmt ,

datz die vom Kabinett redigierte Erklärung anscheinend an die
Adresse Frankreichs gerichtet ist. Die Erklärung behandelt auch
die russische Frage . Sie lätzt keinen Zweifel darüber , datz die
Vereinigten Staaten an ihren von Staatssekretär Hughes für
die Anerkennung gestellten Bedingungen fcsthaltcn und im ge¬
genwärtigen Augenblick nicht beabsichtigen , die Sowjetregierung
anzuerkennen . Es wird aber die Möglichkeit angedeutrt , daß
Amerika, falls die Konferenz von Genua fehlscklage , getrennte
Verhandlungen mit den Sowjets eröffnen würde , die natürlich
auch die Frage der Anerkennung der Sowjetregierung zmn
Gegenstand haben mühten . Die Erklärung kündigt auch an ,
datz die Frage der interalliierten Berschuldnng nach dem Ab¬
schluß , der Konferenz behandelt werden würde .

«Der „Kreuzzug gegen die Tyrannei der rohen Gewalt " .
Verschiedene politische Verbände in England telegraphier¬

ten an Lloyd George und sagten ihm ihre Unterstützung für
fein « Politik in Genna zu. Lloyd George antwortete in
einem Telegramm solgendermatzen: «Die menschenfreundliche»
Kräfte der Welt schließe » ihre Reihe» zu einem Kreuzzug
gegen die Tyrannei der rohen Gewalt . Genua hat die Frie¬
densqlocken erklingen lassen. Wir werden nicht ruhen , bis
der Krieg zu Ende ist."

„Der Br,uh der Entente ".
Der „Manchester Guardian " sieht in der Aufbauschung der

Äußerungen Lloyd Georges gegenüber Barthau durch die
Franzosen und hinter einigen Ablehnungen Lloyd Georges
den auf beiden Seiten bestehenden Wunsch , die Berantwor -
tnng für einen Bruch, „sollte es zum Bruche kommen", auf di«
Shnltern der anderen Partei abznwälzen . Wenn jedoch der
Bruch einträte , so we> ' ,' dies nicht geschehen wegen einiger
hastiger im Privatgespräcke ausgetanfchten Worte , sondern
»gegen einer grundlegenden Berschiedrnheit der Ansichten be-
güöich aller europäischen Fragen , die fühlbar werden bei jeder
Gelegeheit , wo wichtige Entscheidungen getroffen werden
mutzten . Früher oder später mützten diese Meinungsverschie¬
denheiten zur Krisis führen . Selbst jetzt könne man nicht
sicher sein , ad es nicht wegen der ruMchen Frage zur Krisis
lamme . Man könne mit Bestimmtheit sagen, wenn eg nicht
Innerhalb der nächsten Dage zur Krisis komme , so sei dies
mtr deshalb der Fall , weil Lloyd George von neuem mehr

al« er selbst für recht hielt , dem französischen Standpunkt
nachgegebe« Hab« . Lloyd George könne mit Frankreich nur
in Übereinstimmung bleiben, indem er den Vorschlag der ge¬
meinsamen Verhandlungen mit Rutzlad aufrecht erhält , um
damit das Fehlfchlagen der Konferenz und Pas Scheitern sei-
ner eigentlichen Hoffnungen zu vereiteln . Er werde e» viel-
leichk nicht tun und dies wahrscheinlich um so werriger, weil
er wisse , daß am Ende diese» Monats , wenn Deutschland den
Forderungen der ReparationSkommistion nicht nachkommt,
eine » rue Krisi» hervorgernfen werde, die Poineare , wie er
erklärt , nach feinem eigear » Gutdünken z« dehandek « . beab¬
sichtige , mit »der ohne Mitwirkung Großbritanniens . Lloyd
Georges vergangene Politik sei der stärkste Beweis dafür , datz
er der letzte ist, der fich gern von Frankreich trenne , ob er
die» tun werde oder nicht, werde im gleichen Matz« davon ab-
hängen , ob der Inhalt der russischen Antwort chm genügend
Grund zur Annahme gibt, datz Großbritannien und ander «
Länder neben Frankreich und Belgien mit Rutzland zusam-
men zu einer Regelung gelangen können. Wen« Lloyd
George der Ansicht sei, datz der Weg zu einer Regelung mit
Rußland » fsensteh «, «nd daß »S der Mühe wert fei , ihn zu
verfolgen, so würde er dies selbst « « den Preis Frankreichs
«nti Belgiens erreichen. Ein formelles , Übereinkommen, datz
Frankreich seinen Weg allein gehen müsse , brauche die de»
stehenden Beziehungen '.wischen den beiden Ländern nicht sehr
an ändern . Diese Beziehungen seien nicht allzu gnt . Der
sog . „Bruch" der Entente brauche stch nicht mehr zu ver¬
schleiern.

Die dentscbe INote an die Reparations -
Kommission.

Die Reifereglernng hat unterm 9. Mai an den Präsidenten
der Reparationskommission die nachstehende Note gerichtet, die
heute in Paris übergeben wurde :

„Nach den vorangegangenen Besprechungen glaubt die deut¬
sche Regierung aus der Note der Reparationskommisston vom
18 . April 1922 entnehmen zu können, datz der ReparatkonS-
kommission , ebenso wie der deutschen Regierung daran gelegen
ist, gewisse Mitzverständniffe. die über die bereits gewechselten
Noten entstanden sind , zu beseitigen und durch vertiefte Be¬
sprechungen die Lage auch in sachlicher Hinsicht zu klären . Um
diese Arbeiten zu fördern , beehrt sich die deutsche Regierung
folgendes mitzuteilen :

1 . ES entspricht der Auffassung der deutschen Regierung , datz
es grundsätzlich notwendig ist , die gesamten in Papiermarl
entstehenden Staatsausgaben durch Einnahmen aus Steuer «
und inneren Anleihen ohne Vermehrung der Geldinflation zu
decken . Die deutsche Regierung erkennt auch an , datz es not¬
wendig ist , alsbald weitere Schritte für die Durchführung die-
scs Grundsatzes zu tun ; andererseits wird eS mit Rücksicht
aui die Lage der deutschen Wirtschaft und auf die deutschen
finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Auslande unum¬
gänglich notwendig sein, datz die erheblichen , vom Reiche in aus¬
ländischer Währung zu leistenden Zahlungen durch äußere An¬
leihen beschafft werden . Mit Rücksicht auf die erst in lcyi .' c
Zeit beschlossene autzerordentliche Erhöhung der Steuern ist e»
nicht möglich , dem Verlangen der Reparationskommission auf
Einführung weiterer Steuern im Betrage von Elt Milliarden
Mark vor dem 31 . Mai 1922 zu ent ?vreck>en . Die deutsche Re¬
gierung ist aber bereit , vor diesem Tage der ReparatlonSkom.
misst »» einen eingehenden Plan mitznteilen . der das Ziel ver.
folgt, den eingangs anfgesteltten Grundsätze» Rechnung zu
tragen .

2 . Die deutsche Regierung nimmt gen , davon Kenntnis , datz
die Reparationskommission die Souveränität Deutschlands bei
der Feststellung seiner öffentlichen Ausgaben sowie in den Fra¬
gen der Besteuerung und der allgemeinen Finanzpolitik aner¬
kennt. Sie nimmt ferner davon Kenntnis , datz die Repara¬
tionskommission den Wunsch hat , die deutsche Regierung bei der
Ordnung der Reichsfinanzen zu unterstützen . Sie wird zu
diesem Zweck der Reparatiouskommisfion alle Möglichkeiten für
gewünschte Auskünfte eröffnen . Sie wird deshalb auch für die
Dauer der Regelung ihrer Zahlungsverpflichtungen , wie fie die
Entscheidung der Kommission vom 21 . März 1922 vorsieht, fich
mit der Reparationskommission über die von dieser geplanten
gesetzgeberischen Schritte auf dem vorher bezeichneten Gebiete
der Finanzgebarung ins Benehmen setzen.

8 . Die deutsche Regierung wird sich im übrigen nach Kräften
bemühe«, de« von der Reparationskommission in ihrem Brief
vom 21 . März ausgesprochenen Bedingungen zu entsprechen.
Sie hält indessen an der Auffassung fest , datz einige dieser

Friedrich Lebr- Ausstellung
im Wadlscben Ikrunstverein .

* ES ist eine herrschende Gepflogenheit, Künstler , di« dem
Kunstleiben der Stadt und des Landes durch langjährige Tä¬
tigkeit verpflichtet sind, anläßlich ihres 66 . Geburtstages durch
« ne Scmderausstellung zu ehren . «Wenngleich heut« in Zeiten
wirtschaftlicher Bedrängnis von jüngeren Künstlern gegen sol¬
chen Brauch begreiflichen Widerspruch laut wird , so darf doch
nicht Abersehen werden, daß die Öffentlichkeit Anspruch auf
solche retrospektiven Darbietungen hat , die — vom Künstler
aus gesehen — eine verdiente Ehrung , vom Publikum aus
gesehen — eine Art Rechtfertigung bedeuten .

Die gegenwärtige Ausstellung des Badischen KunsivereinS
ehrt einen Jubilar, ' dessen Persönlichkeit im 'Kunstleben der
Stadt schon seit langem «ine besondere Roll« spielt : Fried¬
rich Fehr . Bei keinem weniger als bei ihm ist anläßlich
der Vollendung eines solchen Lebensabschnittes neben der
Kunst der menschlichen Eigenschaften und Vorzüge zu

ebenken . Wenn auch der Kranz , den der Vereindilden -
er Künstler seinem beliebten ersten Vorsitzenden dar¬

reicht, im Rahmen einer Ausstellung — in der er Mißver¬
ständnissen ausgesetzt sein mag — nicht recht am Platze
scheint , so deutet er doch auch die enge Verknüpfung der
menschlichen und künstlerischen Seite an , die auch in einer
Kunstkritik nicht übergangen werden darf .

Friedrich Fehr ist am 24. Mai 1862 zu Werneck in Unter-
franken geboren . Mer seit seiner Berufung an hi« Karls -
ruher Aflädemie , die in dem Jahre 1889 erfolgt« , ist er mit
dem badischen Kunstleben anss engste vebwachsen . Studieir¬
reisen , die ihr» weit in der Welt hermnführten , weiterten den
künstlerischen Horizont und ließen ihn allen Strömungen
der Zeit verständnisvolle Teilnahine eiitgegenlbriugen. Es ist
darum besonders ungerecht und falsch, wenn man die Wür -
digung der Kuckst dieses Meisters benutzt, um den zeitgenös¬
sischen Kunstbestrebungen in kindlicher Ahnungslosigkeit oder
greisenhaftem Hatz derbe Fußtritte zu versetzen. Bei keinem
der zuletzt gefeierten Jubilare ist das so unberechtigt und
»inangebracht , als gerade bei Fr . Fehr , der seinen Schülern
nutz Kollegen Gerechtigkeit zutefl werden ließ , auch wenn sie
ganz andere Wege gingen als er . Tin weiter Blick verband
sich mit einem offenen Herz und liehen ihn durch diese Eigen¬
schaften eine vielseitig befrachtend « Tätigkeit
al » Lehrer und Mensch ausüben .

Die Ausstellung , deren Material sorgfältig ausgewahlt und
übersichtlich angeordnet ist. bietet nun mnen Rückblick aus die
einzelnen EntwicklungSphasen seiner Kunst . Man erkennt die j

guten handwerklichen Grundlagen , die ihm daS Studium auf

der Münchner Akademie vermittelte , in der Reihe von frisch
erfaßten und sicher hingestrichenen Studienköpfen aus dem ;
Jahre 1883/88. Man erienut die Verselbständigung einig« i
Jahre später in dem Bilde der „Schwester am Krankenbett " :
(1886 ) , von wo aus eine EiMvicklung ansetzt , die in der „Dkv- '
dellpansv"

(1880) ihren malerischen Höhepunkt erreicht. Man
erkennt die Verarbeitung mannigfaltiger Galeriestudien und
die Reflexe künstlerischer Einflüsse , wie fie vornehmlich die
Spanier bewirkt zu hoben scheinen . Die Reihe der „ Schtvarz-
spiegckbilder" darf in dieser Hinsicht als besonders ergiebig
und eigenartig herausgegriffen werden . Und es ist gewiß
lein Zufall , wenn alte und junge Malkollegen gerade in die¬
sen Bildern die malerische Fähigkeit Fichrs bewundern . Ihn
selbst führte die Entwicklung andere Wege : er machte mit
den Strömungen der Zeit die Aufhellung der Palette mit,
die sich in seinen Landschaften wie in den Interieurs und
Stilleben ausspricht und die ihn bis zu seinen gegenwärtigen
Leistungen bestimmt, von denen einig« Landschaften und Mu -
meckstücke vertreten find.

«Welcher Beliebtheit stch der Mensch und Maler in Kreisen
de» hiesigen Publikums erfreut , erhellt am besten aus der
Tatsache, datz di« meisten der Bilder schon lange und meist
gleich nach ihrer Entstehung in Privatbesttz übergegangen sind.
Sie find «in dauernde ? Band , das den Künstler mit dem
knnMebmÄen Publikum verbindet . Die AuSlstellung wird
erfahrnngSgen,ätz Kiese Beziehringen bestätigen und befestigen.

„Bühne «nd Welt ." Das am Samstag den 30. Mai ftatt -
fiudende große Frülilingsieit - um Besten der alten Pensio¬
näre unsere» Landestheaters verspricht in hohem Matze alle i
Erwartungen zu rechtfertigen , die fich durch daS allgemein leb- j
hafte Interesse in wertesten Kreisen des Publikums bereit» j
kundtun und voraussichtlich — zumal , wenn die Gunst der !
Witterung anhält — den für den charitativen Zweck so drin¬
gend wünschenswerten Verlauf zu nehmen. In Ergänzung
früherer Mitteilungen wird hiermit darauf aufmerksam ge¬
macht . datz im Stadtgarten bereits während der Nachmittags¬
stunden vom gesamten Orchester des Landestheater » unter ab¬
wechselnder Leitung von Operndirektor Fritz CortoleziS und
Kapellmeister Alfred Lorenh ein Garten - und Promenaben -
konzert veranstaltet wird , dessen reichhaltiges Programm außer ,
dem durch Chorgesangsvorträge des gesamten OpernchorS des
Landesthcaters unter Leitung des ChordirektorS Gg . Hofmann
vervollständigt werden . Zwischen den musikalischen Darbietun¬
gen wird ein von Frl . Bouraean zusammengestelltes Tanzspiel
„ Mai -Nyll "

. zu dem fich das gesamte Ballettpersonal zur » er.
; fügung . gestellt hat und das von Kapellmeister Schwevve dirj .

giert wird, gur Vorführung gelangen .

Anforderungen ««erfüllbar sind . I » dies«« Zusammenhang
bezieht st« sich auf das im Schreiben vom 13 . April gemachte
« Mgetot der km »» tsfi »« i jede« praktische « Bvrschl«, , « pr«.
fen . » elfe « von der dentsfe « Regierung zur Beheb«»« »er
Schwierigkeiten, In dene» fie stch befindet, gemacht wird .

Da wegen der Konferenz von Genua mehrere Mitglieder
der Reichsregierung geraume Zeit von Berlin ferngehalten
worden find, ist eS der deutschen Regierung zu ihrem Bedauern
nicht möglich gewesen, verschieden , der in dem Briefe vom
21 . März georderten Fristen innezuhalten . Sie ersucht die
Reparationskmnmisfion , fich mit einer angemessenen Verlange,
rnng dieser Fristen einverstanden zu erklären .

I . B . gezeichnet Bauer ."

Die Aussichten einer internationationaien
Anleibe .

über J>ie Aussichten einer internationalen Anleihe hat dem
»Matin "

«ine hochstehende Persönlichkeit, die der Reparations .
kommiffion nahesteht, erklärt , eine Anleihe könne nur reus.
sieren, wenn sie mit gewiffr« Garantien verbunden würde .
Er wolle nicht von den 6, 7 oder sogar 8 Prozent Zinsen
sprechen einschiietzlich der Amortisierung , sondern von den
tatsächlichen Reichtüanern, die als Gegenwert des geliehenen
Geldes auszufaffen seien. Er kenne die Absichten der deut¬
sche « Regierung nach dieser Richtung hin nicht , aber man
könne annehmen , datz sie alle Anstrengungen machon werde,
um das Zustandekommen der Anleihe, die sie in höchstem
Matze interessiere , zu erleichtern. Mehrere Pläne seien aus -
gearbeitet worden und auch in Berlin werde die Frage auf -
merksam geprüft . Deutschland könne als Garantien seine
Effrntzahnen , seine Fabriken und seine Zolleinnahmen an .
bieten. Genüge das den Neutralen ? Würden sie nicht viel¬
leicht eher das Indossament der deutschen Großbanken ver.
langen , die alsdann ihrerseits hie Garantien verlangen wür¬
den , die nötig feie«? Das sei ein System , das schon gut«
Ergebnisse gezeitigt habe, namentlich wenn man sich daran
erinnere , daß auf gleiche. Weffe Deutschland innerhalb dreier
Monate im vorigen Jahre 1 Milliarde Goldmark bezahlt
habe . Der der Reparationskommission nahestehende 'Sach¬
verständige glaubt , mau könne leicht 18 bis 28 Milliarde «
Goldmark durch die aufzulegende Ackleihe erzielen . Er glaubt
sogar , datz man mehr erzielen könne, wenn die Deuffchen sich
zu einer starken Zeichnung entschließen könnten.

«
Der Pariser Berichterstatter der „Morning Post " meldet,

«r sei in der Lage mitznteilen , datz Vorbereitungen getrof¬
fen seien , um Deutschland die Zahlung seiner RrparationS -
schulde « zu ermöglichen. Der deutsche Finanzminister Dr .
HermeS werde zu Ende dieser Woche in Paris erwartet , wo
er, wie verlaute , die Verhandlungen fortsetzen werde , die mit
der Reparationskommission seit einiger Zeit stattfinden im
Ausaminenbang mit der geplanten Aufnahme einer internatio¬
nalen Anleihe, um für Deutschland sofort Bargeld zu beschaf¬
fen , damit es seinen in der nahen Zukunft fälligen Zahlun -
gen Nachkommen könne. Der augenblickliche Vorschlag sieht ,
der „Morning Post " zufolge , die sofortige Aufnahme einer
Anleihe für Deutschland von fünf Milliarden Goldmark auf
dem europäischen Weltmarkt vor . ES könne als sicher an¬
genommen werden , Hatz Deutschland nicht in der Lage sein
werde , irgendeinen Betrag bar zu zahlen , wenn eS diese An¬
leihe nicht erhalte . Der Berichterstatter erklärt , eS sei grund.
süßlich beschlossen wordrn , daß diese Anleihe argen den
31 . Mn! auSgegeben werden soll .

Deutscher Reichstag .
Der Reichstag nahm gestern seine Sitzungen wieder auf .

Nach einem Nachruf des Präsidenten Lobe für den verstorbenen
Abg. HnL und nachdem mitgeteilt war , datz eine Interpellation
der deutschen Volkspartei , die Aufklärung darüber verlangt , ob
tatsächlich von England und Frankkreich geplant sei, die Rhein¬
lande in ähnlicher Weise wie das Saargebiet zu neutralisieren ,
von der Regierung in der geschäftsordnungsmätzigen Frist er¬
folgen werde , trat das Haus in die zweite Beratung des Haus¬
halts de» Reichsverkehrsministeriums ein. Der Ausschuß hat
die Einnahmen aus den: Güterverkehr um fast 4 Milliarden
Mark höher veranschlagt als die Regierung , nämlich aus
87 109 990 000 Mark . An den höheren Beamtenstellen hat der
Ausschuß viele Streichungen vorgenommen , so sollen künftig
wegfallen : 4 Ministerialdirektoren , 15 Ministerialräte , 12 Ober¬
regierungsräte , 20 Minssterialamtmänner , 4 Regierungsräte
und viele andere . Wesentliche Erhöhungen beantragt der Aus¬
schuß bei den Kinderzulagen und den Aul gaben zur Vermeh¬
rung der Wohnungsgelegenheiten für Reichsbahnbedienstete.

Der Ausschuß erfocht die Regierung in mehreren Entschlie¬
ßungen , in den Industriegebieten für den Arbeitewerkehr «inen
Vororttarif einzufnhren , den Vororttarif im Interesse der
Siedlungen auszudehnen und den Betrieb der Schlafwagen
und die Reisebureans wieder selbst zu übernehmen . Der Aus¬
schuß für Bildungsioesen beantragt außerdem Fahrpreisermä¬
ßigungen für Lehrlinge und für den Besuch von Anstalten , die
der Jugendpflege , gemeinnützigen Bildnngsgwecken n . dergll
dienen.

Ein Regierungsvertreter warnt vor diesen Anregungen , ehe
die finanzielle Wirkung fesfftehe .

In der Debatte nahmen die Aba . Brunner -Sa ; . ), Dr .
Höfle (Zentr .) und Reifert (D .N .V .P .) das Wort . Dann wurde
die Weiterberatung ans heute vertagt .

Lrnödrungskragen im Dauptausscduß
des Reichstags .

Fm HauptauSschutzdes Reichstags wurde die Generaldebatte
über den Etat de» Reifem Inisterium« für Ernährung «nd
Landwirtschaft fortgesetzt. Abg. Schiele (D .-Ratl .) beantragte
eine Erklärung dahin abzugeben, datz in diesem Erntejahr
eine Getreidenmlnge staatlicher Art unmöglich sei . Im Ver¬
lauf der Aussprache bewnte Reichsernährungsminister Fehr»
daß die Frage seiner Einstellung zur öffentlichen Getreide-
Wirtschaft insofern eine grundsätzliche sei, als die BolkSrech»
rnng unter allen Umstanden gesichert werde« müsse . Im all
gemeinen müsse die Sicherstellung im Umfange der vorjäh¬
rigen Erfassung aufrecht erhalten werden ; der Brotpreis muffe
in angemeffener Weise erträglich gestaltet werden . Tein Amts»
Vorgänger habe nicht , wie behauptet werde, die vorjährige
Umlage als die letzte bezeichnet , vielmehr ausdrücklich Vorbe¬
halte gemacht, die durch die wirtschaftliche Entwicklung gerecht¬
fertigt worden seien . Inzwischen habe eine Teuerung einge¬
setzt, von der sich wohl niemand in jener Zeit eine rechte Bor.
stälung gemacht habe . Er tvolle mit der Landwirtsckast als
Hauptbeteilitzten in dieser Sache auf schievlich-friedlichem Wege
zurechtkommen und habe in diesem Sinne bereits Verhand¬
lungen mit den einzelnen Wtrtschafisgruppen eingelertrt .

Während der nun folgenden Debatte über die Kartosselbe-
wirtschaftnng befürwortete Abg . Dr . Hepp (D . Vp.) «>neA
Ausbau de ? Systems der Angemeffenheitspreise, während Abg.
Frau Schuch (Soz .) Sicherung für die Erfüllung abgeschlossener
Lieferungsverträge forderte ; die Preise sollten einheitlich auf
Grund der Friedenspreffe festgelegt werden . Reichsm' mster
Fehr sprach fich , «««« eine ZwangSbewirffchastun, der Kartos-
sein aus iuid wandte sich aiich gegen eine Umlage. Die Ver-
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werden. Dabei dürfe nicht schablonenhaft vorgegangen iver-
den ; denn in den einzelnen Ländern beständen in der Kartof -
felwirtschast nicht einheitliche Verhältnisse . Bor allem muffe
die Konzesfionierung des KartoffelhandclS in schärferer Form
durchgeführt werde» als im Vorjahre . Für rechtzeitige Er¬
ledigung der Wagcngestellung seien bereits Schritte eingelcitet
worden. Die Preisgestaltung des Kartoffelmarktes lasse sich
bei dem schwankenden Wert unserer Zahlungsmittel zurzeit
mit Sicherheit noch nicht übersehen . Der Minister hofft aber
auf dem Boden der freien Vereinbarung zu Preisen in ange¬
messenen Grenzen zu gelangen .

Die Aussprache wandte sich der Zuckerbewirtschaftung zu.
Vertreter aller Parteien verurteilten auss schärfste den uner¬
hörten Wucher auf dem Zuckermarkte urid fragten , ob Zucker
etwa zur Devisenbeschaffung ins Ausland gegangen sei oder
ob vielleicht zuckerhaltige Fabrikate herausgelassen würden .
Staatssekretär Henriri erklärte , daß eine Zuckerlieferung an
die Entente nicht erfolgt sei . Auch im freien Verkehr sei Zucker
nicht ausgcführt lvorden. Zuckerwaren dürften nur dann aus »
geführt werden , wenn fie von ausländischem Zucker hergestellt
oder entsprcchcckmde Zuckermengen eingeführt seien. Ob eine
Einfuhr von Zucker zugelaffen werden könne, bilde noch den
Gegenstand von Erwägungen . Jetzt steht der inländische Zuk»
kerpreis noch unter dem Auslandspreis ; mit Rücksicht auf die
Gefahr , das; der Jnlandszucker sofort den Auslandspreis on-
nehinen würde , sei bisher von einer Einfuhrerlaubnis ul ge¬
sehen worden.

Bei der Abstimmung wurde neben andern Resolutionen ein
Antrag des Zentrums angenommen , der besagt, Latz eine Ge.
treideunilage in der bisherige« Form nicht möglich fei. Sie
hindere die notwendige Vermehrung der landwirtschaftlichen
Erzeugung und gefährde dadurch die dauernde Sicherstellung
der Ernährung der Bevölkerung. Andererseits müffe die Ver¬
sorgung der breiten Massen der Bevölkerung mit Brotgetreide
gesichert werden . Deshalb müsse die rechtzeitige Sicherstellung
einer genügenden Brotrrserve unter Verbilligung des Brot¬
preises für Minderbemittelte verlangt werden . Der Landwirt¬
schaft müffe hierfür ein mit ihren berufenen Vertretern zu
vereinbarender Preis gesichert werden . Zur Frage der Kar -
toffelbewirtschaftung nahm der Hauptausschuß eine Zentrums -
resolution an , die die Reichsregierung ersucht, den Abschluß
tzon Privatlieferungsverträgen in Kartoffeln zwischen Erzeu¬
gern und Verbrauchern namentlich unter Mitwirkung der land¬
wirtschaftlichen Berufsvereinigungen , der Genossenschaften und
Konsumvereine in großzügiger und umfassender Weise zu ver-
anlaffen und zu ermöglichen. Dem Ausschuß für Volkswirt¬
schaft soll bis zum 81 . August über den Stand und den Erfolg
der Arbeit Bericht erstattet werden . Für die Kartoffeln , die
von den Erzeugern für die Minderbemittelten , namentlich für
die kinderreichen Familien zu ermäßigten Preisen geliefert
werden , soll Frachtverbilligung eintreten . Die Vermehrung des
Saatgutanbaucs in Kartoffeln ist unter möglichster Verteilung
auf alle Teile des Reiches energisch zu fördern . Dem schran¬
kenlosen Handel und Schiebertum ist durch Konzesstonierung
und strenge Prüfung der Zuverlässigkeit der Händler nachdrück¬
lich zu steuern . Für die Lieferung der Kartoffeln ist gleichen
Beginn der Erntezeii eine ausreichende Gestellung von Wagen
und Vorzugsbeförderung zu verlangen .

Ferner wurde die Regierung ersucht . Erhebungen darüber
anzustellen , ob Zuckerverkäufe inS « »Sland zur Beschaffung
von Devisen getätigt worden find, und feftzustellen, ob ettva
von den Fabriken oder Raffinerien Zucker vom freien Verkehr
zurückbehalten worden ist. Falls diese Gerüchte fich als zu¬
treffend erweisen sollten, soll die Regierung mit den schärfste »
zrfetzlich zulässigen Mitteln einschreiten. Sollten die Gerüchte
fich aber als unrichtig erweisen oder nicht allein die unerfreu¬
lichen Erscheinungen auf dem Zuckermarkt erklären , so solle die
Regierung Erhebungen darüber anstellen , in welcher Weise
die für die Volksernährung an sich hinreichende Zuckerernte
eigentlich verwendet worden ist.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat in der Frage der Brot -
zetreideversorgung im Wirtschaftsjahr 1922/23 dem ReichS-
ernährungsministerium eine Reihe von Vorschlägen überreicht.
Pr verlangt , daß an dem Gedanken einer reichsgesetzlich gere.
Selten Umlage festgehalten werde und die Umlage mindestens
bi Millionen Tonnen Brotgetreide umfasse . Durch Zuschlüze
tzvr Einkommensteuer sollen von den größeren Einkommen
Mittel aufgebracht werden , die zur Verbilligung deS Brotge -
weide« für die minderbemittelten Schichten und zum Ausgleich
»es EinkaufSristkos für AuSlandSgetreide dienen sollen.

Hrurze polLt. tflacbridbten.
ein Gesetzentwurf zur Steuerung der Rot der Zeitungen.

Laut „Germania " steM ein Gesetzentwurf zur Steuerung der
Rot der Zeitungen , wie er in einem gemeinsamen Antrag der
Parteien im Reichstag von der ReichSregiernng gefordert wor-
den ist, im Reichswirtschaftsministerium kurz von seinem Ab-
« hluß. Dieser Entwurf wird dem Reichskabinett zur Be-
schstußfassung möglichst bald vorgelegt werden, um dann den
» deren gesetzgebenden Körperschaften» dem Reichsrat und dem
Reichstage, zuzugehen.

* Der Zuckermangel. Im Hauptausschutz deS preußische»
UaubtageS betonte Landwirtfchaftsminister Dr . Wendorff die
Rotwendigkeit der Produktionssteigerung und bezeichnete eS
itzlS geboten, gegen wucherische Kleinhandelspreise mit allem
Nachdruck vorzugehen. Der Zuckermangel sei zum Teil darauf
zurüchuführen , daß viel Zucker in daS besetzte Gebiet und von
pa in» Ausland gebracht werde, um von dort al» Auslands .
Hacker zu erhöhten Preisen zurückzukehren.

Bsdiscbe Webersickt.
Bsdiscder Landtag.

DZ . Karlsruhe , 10 . Mai .
Zu Beginn der Nachmittagsfitzung beantwortet Minister

Itmmtle eine sozialdemokratische Anfrage betreffend Teuerung
nfolge deS Fremdenverkehrs dahin : Die Hotelbesitzer haben
mrländische Lebensmittel in großem Maße bezogen, weshalb
mch die Hotelpreife in die Höhe gingen . Daß kein Zimmer
aehr zu haben ist, darf man in Zweifel stellen . Baden kann
chne Fremdenverkehr nicht bestehen. Wir ' werden uns mit
Bayern und Württemberg verständigen , um die Jntereffen der
leimischen Bevölkerung so weit wie möglich zn wahren . Die
iebenSmittelteuerung kann nicht in der Art und Weise der
^otelindustrie in die Schuhe geschoben werden, wie es in einem
keil der Presse geschieht . Sie ist eine allgemeine Erscheinung ,
lnsere Absicht ist, die Zulassung der Ausländer zu kontrovie»
«n, durch eine entsprechendeGebühr einzuschränken und dafür
« sorgen, daß unsere Bevölkerung nicht über Gebühr unter
»eser Entwicklung leidet.
Abg. Ritter (Komm.) bekämpft die heutige Erziehungsme -

hode. Er sieht alles Heil im kommunistischen Staatswesen .
Präfident Witte« «»» rügt einige gehässige Bemerkungen

es Redners gegen die Kirche und leitenden Staatsmänner .

Abg. Matzer-KarWruhe (D^Ratl .) : Staat und Kirche müsse»
sich gegenseitig würdigen und friedlich vertragen : die Kirche
verfügt über sittliche Kräfte , die der Staat bedarf .

'Bon der
Sozialdemokratie möchte ich wünschet! , daß fie Len Satz »Rcli»

! gion ist Privatsache " aufgibt . Für Baden kann erfreülicher-
weise festgestellt werden, daß ein förderliches Verhältnis zwi-

I fchcn Kitthe und Staat besteht . Das Ministerium bringt den
Bedürfnissen der Religionsgemeinschaften Verständnis entge¬
gen. Es sind keine Kleinigkeiten», mit denen man gerade in' letzter Zeit , an den Staat herangetreten ist . Redner bespricht
dann das Schulwesen. Er ftitt entschieden für die Freiheit und
Rechte der Universitäten ein. Materialistische Weltanschauung
sei keine Wissenschaft mehr ; das beweise das wissenschaftliche
Ende Höckels und David Strauß (Sehr richtig! im Zentrum ).
Die heutige Studentenschaft sei ernst , mäßig und sozial ge¬
richtet (Zustimmung ) . Redner fordert einen Lehrstuhl für Pä¬
dagogik . Föhr habe den Fall Kantorowicz in ein möglichst hel¬
les Licht zu rücken versucht . Dabei seien von Be low und Dr .
Hoche in ein schiefes Licht gekommen . Das Ministerium habe
in der Angelegenheit richtig gehandelt . Der Protest gegen den
Artikel des Prof . Kantorowicz in den „Basier Nachrrchten" fei
berechtigt gewesen. Die weiteren Darlegunggen des Redner -
bringen ein Lob für das Gymnasium . Er betont , wie wertvoll
der Religionsunterricht auch in der Fortbildungsschule sei ; er
unterstützt alle Bestrebungen zur körperlichen Ertüchtigung .
Verurteilt müßten freilich die sportlichen Schaustellungen um
des Geschäfts willen werden.

Staatspräsident und Unterrichtsminister Dr . Hummel : Ich
will es mir versagen , mich über die großen prinzipiellen Fragen
zu äußern . Dank sage ich dem Berichterstatter und dem Hause ,
Dank ferner der Lehrerschaft und zuletzt meinen Mitarbeitern
im Ministerium , dessen Arbeitslast bedeutend gewachsen ist,
ohne daß eine Personalvermehrung erfolgt wäre . Der Be¬
hauptung des Abg . Ritter , wir hätten für Kulturzwecke nichts
übrig , stimmt mit der Wirklichkeit nicht überein . Unsere kul¬
turelle » Aufwendungen beziffern fich auf 430 Millionen und
gerade nach dieser Richtung dürfe Baden als Musterland gel¬
ten . Bringen wir in 1 bis 2 Jahren die Fortbildungsschule
in die Höhe , so kann fich das badische Schulwesen wieder auf
Jahrzehnte hinaus unter den deutschen Ländern sehen lassen .

Eine parteipolitische Besetzung leitender Schulsteller könnte
dem Ansehen der Schule nicht durchweg förderlich sein. Der
Aufbau der Kreisschulümter würde zur Entlastung des DLini-
steriums beitragen . Das neue Kirchenstruergesetz ist im Ent ,
Wurf fertiggestellt, und wird dem Hause demnächst zugehen.
DaS neue Lesebuch dürfte , so hoffe ich, den Beifall dieses Hau .
seS finden . Für die Einführung der ungeteilten Unterrichts¬
zeit find die örtlichen Verhältnisse maßgebend. Grundsätzlich
dazu überzugehen, würden wir nicht für nützlich finden . In
das neue Schulgesetz mffen auch die organisatorische« Fragen
(u. a . die Aandesschulbeiräte) hineingearbeitet werden . Die
Denkschrift über die Lehrerbildung glauben wir in ein bis zwei
Wochen vorlegen zu können. Dem Aufstieg der Begabte »
dürfte mehr gedient sein durch die Förderung des Fachschul¬
wesens. Für die Fachschullehrer find neue Ausbildungsvor¬
schriften ausgearbeitet . Es liegt im Bestreben der Unterrichts¬
verwaltung ; die Zeichen - , Musik - und Turnlehrer an den höhe¬
ren Schulen mehr zur Geltung kommen zu lassen durch Schaf¬
fung neuer Stellen . Wir find ferner bemüht, die Existenz der
höheren Schule« auf dem Lande nicht an den Finanzen schei¬
tern zu lassen . Die drei Hochschulen bedeuten eine große Be¬
lastung für unser Land , ich hoffe aber , daß die Neubauten
nicht die letzten sein werden. Diese Aufgabe durchzuführen ,
war uns nur möglich durch die Millionenspenden Privater ,
denen hiermit öffentlich gedanft sei . Die Sorge für die Assi¬
stenten liegt uns sehr am Herzen. Bon den Medizinalvolon¬
tären , die sich noch in 'bet Ausbildung befinden, mußten Hun¬
derte abgewiesen werden. Aber auch hier werden wir schlim¬
mer wirtschaftliche Notlage zu begegnen wissen .

Der Minister spricht dann die Hoffnung aus , daß die Mensa
aeademica beibehalten werden kann. In diesem Zusammen¬
hand findet er herzliche DankeSworte für die vom deutsch¬
schweizerischen Hilfskomitee zuteil gewordene Unterstützung .
Run ein Wort zum Fall Kantorowicz, über den nach Meinung
des Redners fast zu viel gesprochen wurde . In dieser Ange¬
legenheit mußte der Politiker zurücktreten und der Verwal¬
tungsbeamte sprechen . Wir sind der Meinung , daß sich Mini ,
sterium und Senat möglichst wenig um die politische Betäti¬
gung der Professoren kümmern sollen . Prof . Kantorowicz hat
«mf eine disziplinäre Verfolgung der Sache verzichtet. Ver¬
sammlungen der Studentenschaft , auch politische Aussprachen
halte ich für gut , und sehe fie lieber im Universttätsgebäude
als im Wirtshaus . Dem Prof . Kantorowicz die nationale Ge¬
sinnung abzusprechen, geht nicht an . Ich wiederhole, daß eS
nicht Sache des Senats fft, politische Artikel von Professoren zu
zensievenl Die Behauptung , daß die Universitäten der Hort
der Reaktion seien, trifft nicht zu . Man redet davon, bis es die
Universitäten schließlich selber glauben . Die Mehrzahl der Pro¬
fessoren kümmert sich gar nicht um Politik . Auch die Studen¬
tenschaft betätigt sich nicht politisch . Für die Heranziehung
weiterer pädagogischer Lehrkräfte an den Hochschulen wird die
Unterrichtsverwaltung besorgt sein. Der Minister teilt sodann
einen Beschluß der Hochschulkonferenz in Bensheim am 6 . Mai
mit , wonach künftig auch Personen , die sich nach ihrer Veranla¬
gung und beruflichen Leistungen zum Hochschulstudium eignen,
zugelassen werden können, ohne die sonst üblichen Bedingungen .

Abg. Dr . Herfurth (Zentr . ) vertritt die Interessen der Ge¬
werbeschullehrer.

Morgen Weiterberatung .

DZ . Karlsruhe , 11 . Mai . Heute beschäftigte sich das Haus
zunächst mit dem Antrag Gebhard und Gen ., betreffend Auf.
Hebung des AnbauverbatS für Tabak. Es entspann fich eine
längere Debatte .

Minister Remmele und die Redner der Sozialdemokratie er.
klärten fich dagegen, wobei es zu lebhaften Auseinandersetzun .
gen mit dem Wandbund kam .

Der Antrag fand die Mehrheit des Hauses . Ein Gesuch
aus Kleingemünd betreffend den Vollzug der Eingemeindung
mit Neckargemünd wurde empfehlend überwiesen .

Darauf setzte der Landtag die Aussprache über Kultus und
Unterricht fort . In der ersten Rednerreihe sprach noch der
Abg. von Au (Landbund) . Er stimmt den Kultusforderungen
zu und wünscht trotz der enormen Laste » auch unser Hochschul¬
wesen «mf der Höhe zu erhalte» . Im Fall Kantorowicz bil¬
ligt er die Haltung des Senats . Zn allgemeinen Unterrichts ,
und Erziehungsfragen übergehend, sagte Redner , cs müffe
unser Bestreben sein , die wirtschaftlichen Verhältnisse so zu
beeinflussen, daß die Mutter wieder frei wird zur Erziehungs¬
arbeit . Die erste Verantwortung für das Kind trage das El¬
ternhaus . Die Simultanschule fei dar Gegebene.

Nachmittags 3 Uhr Weiterberatuug .

Reue Anträge .
Die Abgg . Rüger und Gen . haben einen Antrag zur Sonn¬

tagsruhe eingebracht. Die Bevölkerung in weit ausgedehnten
Kirchspielsgemeinden und entlegenen Gegenden soll an Sonn -
und Feiertagen Gelegenheit zum Wareneinkauf erhalten .

Die weiblichen Abgeordneten beantragen für die Handarbeits -
lehreriuueu , die in Gruppe VH eingereiht find, Schaffung von
AufrückungSstellen in Gruppe VIH i» gewissem Umfang .

Zum » «bau von Tabak.
« M gestrigen Nachmittag fand kurz vor der PienaZitzunG

im- Ausschuß für Rechtspflege und Verwaltung eine Absti -w.
mung über den vom Landbund eingebrachten Antrag auf Auf.
Hebung des Verbots über den Anbau von Tabak über die
Flache von 1916 hinaus stcrlt. Dieser Antrag hafte bereits

, mn 27 . April denselben Ausschuß beschäftigt und war damals
an die Fraktionen zurückverwiesen worden, worüber auch in
der Karlsruher Ztg . " berichtet wurde . Di« gestrigen Abstim.
mung ergab die Anmchme des Antrags mit 12 gegen 9 Stiin -
men . .Für ihn stimmten die Deutschnationalen , der Land -
bund , das Zentrum und di« Hälfte der Demo -raten , dagegen
die Sozicckdemokraten, die Kommunisten, die deutsche Volks-
Partei , rin Abgeordneter des Zentrums und die aiidere Hälfte
der Demokraten . (Bereits am Vormittag des heutigen Ta -
geS fft der Antrag dann auch im Plenum zur Abstimmung
gekommen; stehe Landtagsbericht .)

Der Scbnellzugsverkcbr im Sommer 1922.
Bon O . R i e g e r , Syndikus des Badischen VerkrhrSverbande »,

Auf Grund der Erfahrungen im Sommer 1921 wurden
seitens des Badischen VerHehrsverbandes in Veröffentlichungenund Eingaben insbesondere folgende Verbesserungen ge¬
wünscht : ,

Weitere Ausdehnung der durchgehenden Züge über Basel
Humus nach der Westschweiz , sowie durch den Gotthard bi»
zu den italienischen Hauplvevkchrsplätzen, Erweiterung der
Benutzungsmöglichkeit der Schnellzüge mit nur 1. und 2.
Klasse durch Beigabe der 8 . Klaff« , Verbesserung der West-Ost-
verbindung , Führung von beschleunigten Zügen möglichst mit
4. Klaffe oder von Schnellzügen ohne Zuschlag, Verbesserungdes SMastvagenverkehrs mit Berlin . Es ist hocherfreulich,
daß diese Wünsche mit der Einführung des Sommerfahrplau -

l nahezu restlos in Erfüllung gehen werden. Efferwahnseitig
| war zwar wiederholt darauf hingewiesen worden, daß mit' erheblicher Vermehrung der Zugleistungen im Interesse der

Wirtschaftlichkeit des Eisenbabnbetriebes nicht gerechnet wer¬
den kann. Um so mehr erweckt es Befriedigung, daß ganz
hervorragende neue Verbindungen geschaffen werden konnten ,die unter Ausbau bisher schon vorhandener Züge zustandekamen, so daß ste wirtschaftlich nur eine geringe Mehr¬
belastung bedeuten . Eine allgemeine Verbesserung des
Kchnellzugsverkehrs ist durch Beschleunigung der Züge er-
reicht worden ; zwar langsam über stetig wird die Schnellig »
keit der Züge der Vorkriegszeit wieder hergestellt.

Die bedeutsamste Verbesserung im internationalen Schnell -
zügsverkehr bildet ohne Zweifel die durch Ausbau und Be¬
schleunigung der Züge D 85/D86 erreichte durchgehende 8er .
bindung Berlin und Hamburg sowie Holland-Genu » über
Baden . In diesen Zügen verkehren u . a . durchlaufende Wa¬
gen Berlin —Baden -Baden , Berlin —Genua und Hamburg —
Basel sowie Amsterdam— Baden -Baden, Amsterdam-Genua
und erstmals Haag-—Genf . Karlsruhe ab 8 Ubr 10 abend -
südlich und 10 Uhr 29 vorm, nördlich , Berlin an 10 Whr 94,
Hamburg an 11 Uhr 17 abends , sowie Karlsruhe ab 10 Uhr
37 vorm . , Amsterdam an 10 Uhr 86 albeuds . Die ungenü¬
gende Bedienung mit Schlafwagen in dem Berliner Racht-
fchnellzug D1/D 2, um deren Verbesserung sich der Badische
Werkehrsberband nachdrücklich bemüht hat , wird im Sommer -
fahrplan . durch Führung eines Schlastvagens Karlsruhe - -
Berlin und umgekehrt zu beheben gesucht . Eine nrue durch-
gehende Verbindung 1.—3. Klaffe mit Berlin wird durch Füh¬
rung von direkten Wagen Basel—Berlin und uingekehrt in
den Zügen D281/D282 hergestellt. Karlsruhe ab 3 Uhr 39
früh Richtung Frankfurt urÄ» Karlsruhe ab 2 Uhr 53 früh
Richtung Basel . Die Führung der 8 . Klaffe in diesen Zügen
wird während den Wintermonaten auch den Wintersportlern
nach dem Schwarzwald zugute kommen .

Bei den angeführten Änderungen bilden die mrhrfachen Ver .
beffernngen des Verkehrs zwischen Baden und der . Reichs-
Hauptstadt , forme de- DurchgangsvsrkckhrS . NorddeutfchlanÜ
und Holland —Schweiz—Italien über Baden, eine wesenÜiche
Förderung des badischen Verkehrs, demgegenüber die bei den
Zügen D 1/!D 2 ausfallenden direkten Wagen bis und ab
Breslau nicht so sehr ins Gewicht fallen.

Der bisherige aus einer Basler und Münchener Abteilung
bestehende Zug D107 nach dem Rheinland und Holland wirb
künftig getrennt gefahren werden, mit Abfahrt von Base!
als D207 abends 7 Uhr 38, Karlsruhe ab 11 Uhr 08 abends .
Auch bei diesen Zügen wird dem Mangel an Bettplätzen
durch Führung eines weiteren Schlafwagens abgeholfen wer¬
den.

Im West-Ostverkehr sind folgende teils beschleunigte , teil¬
neue direkte Verbindungen vorgesehen worden : D69 , Pari »
ob 11 Uhr 40 vorm . , Karlsruhe ab 11 Uhr 06 abends , Mün¬
chen an 6 Uhr 40 vorm . ; und D89 , Karlsruhe ab 9 Uhr 24
vorm . , München an 8 Uhr 18 nachm . In der Gegenrichtung
verkehrt ein neuer Nachtschnellzug , München ab 9 Uhr 85
abends , Karlsruhe ab 3 Uhr 38 morg., Paris an 2 Uhr 09
nachm. Südbaben erhält erstmals wieder einen durchgehenden
Eilzug über die Höllentalbahn» der für Frriburg «nd de »
Schwarzwald durch den anläßlich der Deutschen Gswerlbe-
fchau und der Paffionsspiele Oberammergau zu erivartenden
starken Verkehr von 'besonderer Bedeutung sein wird . Die
beschleunigte Verbindung Bafel—Konstanz, deren Einstellung
allseitig scharfen Widersvruch erfahren hatte, wird ebenfalls ,
und zwar als beschleunigter Personenzug mit 4. Klaffe, wie¬
derhergestellt werden.

Der Fahrplan der Schnmrzwaldbahn erfährt durch Um¬
wandlung des Schnellzuges D152/3 ) 153 in zuschlagsfreie
Eilzüge eine vorieilhafte Änderung. Für die Zeit des stärk¬
sten Reiseverkehrs im Juli und August dürste jedocb die Ein¬
legung eines weiteren SchnellzrlgSpaareS ähnlich den erstmals
wieder verkehrenden Saffanzügen Frankfurt —Wildbad und
Freudenstadt , notwendig werden . Di« Bestrebungen zur Ver¬
besserung des Verkehrs auf der Kraichgaubahn brachten u . a .
a!S Ergebnis die Führung eines 'beschleunigten Zuges Karls -
ruhe —jHeillbronn und zurück . Abfährt von Karlsruhe 8 Uhr
29 vorm ., Heilvronn an 10 Uhr 30 vorm, und Heilbronn ab
18 Uhr 10 nachm., Karlsruhe an S Uhr 09 irachm.

Den vielfachen Wünschen entsprechend hat die deutsch «
ReichSbcchn im Sonrmerfahrplan erstmals beschleunigte Petz»
fonenzüge mit 4. Klaff« auf weite Strecken zunächst aber
nur in bescheidenem Umfang vorgeschen . Für die badische »
.Hauptlinien kommen folgende Züge in Betracht :

Frriburg ab 5 Uhr 96 nachm ., Ottenburg ab 6 Uhr 28»
Karlsruhe ab 8 Uhr 02, Mannheim an 9 Uhr 19, ab 9 Uh»
22, Frankfurt an 11 llhr mit Anschluß nach Berlin , Ankunft
etwa 12 Whr mittags . In umgekehrter Richtung verläßt man
Frankfurt 8 Uhr 20 vorm. , Mannheim 8 Uhr 80, Karlsruhe
9 Uhr 31 und erreicht Offrnbnr , 11 Uhr 34 vorm ., Freibur ,
1 Uhr 02 nachm . Ein beschleunigter Personenzugsvetzkehr ist
außerdem auf der Linie Mannheim—.Heidelberg—Würzbur ,
vorgesehen . Diese schnellen Züge 4. Klaffe werden fich vor-
auMchtlich ganz besonders starker Benutzung erfreuen .

Allgemein muß bemerkt werden, daß die endgültwen Fahr -
planeTttwürfe noch nicht erschienen fiiw, weshalb bei den on»



gegebenen Zeiten mit kleineren Änderungen gerechnet wer»
KR musr.

Wie schon eingangs erwähnt , «ft die Zahl der neu zur Ein¬
führung kommenden Züge im SommeHahrplan nicht erheb-
lich. Da ein großer Teil der neuen Verbindungen durch Aus¬
bau von schon bestehenden Zügen erreicht wurde» ist der
innere Wert der Verbesserungen nach außen hin nicht ohne
wettere » ersichtlich . Zusammenhängend kann jedoch ««sagt
werden» daß der Sommerfahrplan 1928 wieder einen erheb¬
lichen Schritt vorwärts im Wiederausbau de» deutschen Ver¬
kehr» bedeutet .

Die Gverrbeinregulierung .
iDZ . Mit der Frage der Oberrheinregulierung zwischen Kon¬

stanz und Basel beschäftigte sich laut „Konstanzer Nachrichten "

kürzlich der HaushaltSausschutz de» Reichstag». Der Abg. .
Erstng (Zentr . ) beklagte sich darüber , daß die Reichsverkehrs- >
Verwaltung der Oberrheinregulierung nicht dasselbe Interesse '

entgegenbring«, wie bet Neckar- und Mainkanalisation . Der j
» odensce ließe sich auf dem Wege der Oberrheinregulierung ;
Viel leichter mit dem Meere verbinden» wie durch das Neckar- i
Projekt» das die Überquerung der Alb v ' rsehe. Seitens der !
Reichsregierung wurde erwidert » das Projekt Basel-Konstanz \
könne in Angriff genommen werden, sobald die Regelung der !
Schiffahrt zwischen Kehl und Basel erfolgt und die auSeinan - \
dergehenden Ansichten Frankreichs und der Schweiz überbrückt j
seien. Die Reichsregierung sei bereit , dem Verein zur Schrff- '

barmachung des Oberrheins eine entsprechende finanzielle Un-
terstützung zu gewähren .

Die vorläufigen Ergebnisse der Bcblscbt-
vieb- und LleiscbbesLau im Jabre lS2i .

Nach den amtlichen Berichten der Tierärzte und Fleischbe¬
schauer wurden im Jahre 1981 in Baden gewerblich (zum
« erkaufe ) geschlachtet : 19378 Ochsen . 16 218 Fairen , 39 780
Kühe. 66 397 Jungrinder . 146301 Kälber . 132420 Schweine.

‘
40338 Schar«, 7 782 Ziegen . 3 086 Pferde und 83 Hunde.

«Gegenüber dem Bortriegsjahr 1913 haben die gewerblichen
Schlachtungen eine Zunahme zu verzeichnen bei den Farren
um 4186 , Kühen um 866» Jungrindern um 3 982» Schafen
um 21146 und Pferden um 964 , :nährend sie bei den Ochsen
um 9734, Kälbern um 18 275 . Schweinen um 346 367 und
Ziegen um 19269 zurückblioben

Aus der Lkmdesbnuptstadt . ,
Bsttge -Gedrnk-Kenzert . Die Harmoniekapelle veranstaltet \

am nächsten Montag ein« Wiederholung , de» beifällig aufge- :
nommenen kürzlichcn laottge-f-.cäeni-stczerrs . (<3 . Anzeige.)

Babtecbe Semeindesckau.
DZ . Triberg , 10 . Mai . D<er kürzlich wiedergewählte Bürger ,

meister de Pcllegrini nahm bei der letzten Bürgerausschußichunq
di« Gelegenheit wahr , um für die einstimmige Wiederwahl
seinen Dank auszusprechen. In den 18 Jahren seiner bishe¬
rigen Tätigkeit habe er es noch nie einen Tag bereut , daß er ;
nach Triberg gegangen sei . Redner gab auch einen Überblick
über die Talsperre - Angelegenheit und sagte dabei, die Vorarbei¬
ten würden mit außerordentlicher Energie weiter betrieben und
erforderten opfermutige Hingabe nach wie vor. Das Projekt
der eigentlichen Talsperre mit Triberg -Kraftwerk sei völlig
ausgearbeitet . Die unteren Stufen müssten jedoch noch ausvro »
jektiert werden . Rach einer weiteren Mitteilung des Bürger¬
meisters wird dem Bürgerausschuß demnächst eine Vorlage
über den Ban von Wohnungen zugehen, ebenso eine von sozial,
demokratischer Seite geforderte Vorlage über die Einführung
einer Wohnungsluxussteuer .

DZ . Radolfzell, 10. Mai . Am Schluß seiner Sitzung erteilte
der BürgerauSschuß die nackgesuchte Genehmigung zur Betei¬
ligung der Stadt an der Finanzierung der Wohnungsbauten
für die Beamten des Bersorgungsamtrs . Der Gemeinderat
wurde ermächtigt, zu diesem Zwecke den Betrag von 1 % Millio - j
nett aufzuwenden .

Ltaatsanzeiger.
Den Borstand der badischen AnwaltSkammer betr .

Am 2 . April d . I . hat die in § 44 der Rechtsanwaltsordnung
vorgesehene teilweise Erneuerung des Vorstandes der badischen
Anwaltskammer stattgefunden . Dieser besteht nunmehr aus
folgenden Rechtsanwälten :

1 . Otto Zutt in Karlsruhe » Vorsitzender»
2. Albert Kusel in Karlsruhe » stellvertretender Vorsitzender,
3. Dr . Richard Bielefeld in Karlsruhe . Schriftführer ,
4 . Wilhelm Händel in Karlsruhe , stellvertretender Schrift¬

führer ,

8. Dr . Artur Deutsch kn Mannheim «
i 6. Dr . Eduard Dietz in Karlsruhe ,

7. Otto Gutman « in Karlsruhe »
8 . Dr . «Ludwig Haas in Karlsruhe ,
9. Dr . Max Hachenburg in Mannheim .

10. Anton Lindeck in Mannheim .
11 . Dr . Hermann Rombach in Offenbur «.
12. Fridolin Schleich in Konstanz.
13. Dr . Otto Schoch in Heidelberg,
14. Dr . Emil Selb in Mannheim und
16. Mose» Stnanrr in Freiburg .
Das Ehrengericht (8 67 der RechtSanwaltSordnu . lg ) besteht

au » dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und
den Vorstandsmitgliedern De . Hachenburg. Sinauer und Dr .
Bielefeld ; als Stellvertreter werden die übrigen Vorstands¬
mitglieder in nachstehender Reihenfolge in da» Ehrengericht
einberufen : De. Dietz , Gutmann . Händel , Lindeck, Dr . Rom¬
bach, Schleich« Dr . Deutsch. Dr . Selb , Dr . Haa » und Dr . Schoch .

Karlsruhe , den 6. Mai 1922 .
Justizministerium .

Trunk . Dietsche.

Errichtung von Finanzämtern .
Auf sen 15. Mai d . I . wird das bisherige F,nanzamt Karls¬

ruhe aufgehoben und es werden an seiner Stelle zwei neue Fi .
narrzämter im Sinne des 8 8 Abs . 2 der Reichsabgabenordnung :
KarlSrühe -Stadt und KarlSruhe -Land errichtet . Da » Finanz¬
amt Karlsruhe -Stadt übernimmt die Geschäfte des bisherigen

I Finanzamt » Karlsruhe in der Stadt Karlsruhe mit ihren Vor¬
orten . Der Geschästsbezirk de» Finanzamts Karlsruhe -Land
umfaßt den Amtsbezirk Karlsruhe mit Ausnahme der Stadt
Karlsruhe und ihrer Vororte ; da» Finanzamt übernimmt für
diesen Geschäftsbezirk die «Geschäfte des bisherigen Finanzamts
Karlsruhe und de» Steuerkommissärs für den Bezirk Karls¬
ruhe -Land, dessen Dienst gleichzeitig aufgehoben und mit dem
Finanzamt vereinigt wird.

Die Diensträume des Finanzamts KarlsruheStadt werden
sich in dem Gebäude Kreuzstratze 11a , diejenigen des Finanz¬
amts KarlSruhe -Land in dem Gebäude Ruppurrerftrasse 9.
befinden.

Karlsruhe » den 3. Mai 1922 .
Der Präsident des LandeSfiaanzamtS .

Köhler .

AmtlilDe Bekanntmachung .
Dt« « nfhevung der Straßen - un» Baufluchten

der Koperntknbstraß« betr.
Der Stadtrat hier hat die Aufhebung der Stratzen -

und Baufluchten der Kopernikusstraße und die Fest¬
stellung der hierdurch entstehenden Baufluchten an der
Kepler- und Mathhstratze beantragt .

Der Plan liegt während 14 Tagen bei dem städt.
Tiefbauamt zur Einsicht auf .

Etwaige Eintvendungen sind innerhalb der bezeichneten
Frist bei Ausschlußvermeideu bei dem Stadtrat oder
dem Bezirksamt zu erheben. N .29i

Karlsruhe , den 3 . Mai 1922 .
Bad . Bezirksamt . O .Z . 65

Verordnung
Anba« von Topinamburs betr.

Auf Grund der 88 12 ff . der Bekanntmachung de»
Reichskanzlers über die Errichtung von Preisprüfungs¬
stellen und die Versorgungsregelung vom 25. Septem¬
ber 1915 in der Fassung vom 4 . November 1915, 5.
Juni und 6. Juli 1916 (Reichs -Gesetzblatt 1915 , Seite
607 und 728 , 1916 Seite 439 ) und 673 wird mit sofor¬
tiger Wirkung verordnet, was folgt :

Einziger Paragraph.
Die Neuanpflanzung von Topinambur » ist verboten.

Im Jahre 1922 dürfen nur diejenigen Grundstücke,
die bereits im Jahre 1918 mit Topinambur » bebaut
waren , weiterhin mit solchen bebaut bleiben.

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden
mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe
bis zu 15000 M . bestraft . N.292

Karlsruhe , den 26. April 1922 .
Ministerium des Inner « :

gez . R e m m e l e. gez . Allgeier.

Vorstehende Verordnung bringen wir hiermit zur
öffentlichen Kenntnis . Gegen Zuwiderhandlungen
Wird nachdrücklichst eingeschritten und verbotswidrige
Reuanpflanzungen von Topinamburs aufgrund deS
8 30 Polizeistrafgesetzbuchwerden beseitigt werden.

Karlsruhe , den 2. Mai 1922 .
Bezirksamt Abt . IX . O .Z . 62

Dt« Hundstar « betr
Wir machen darauf aufmerksam , daß in der ersten

Hälfte des Monats Juni (b . i . längstens bi» 15 . Juni
1922 jeder über 6 Wochen alte Hund bei der Steuer¬
einnehmerei am Ort des Wohnsitzes oder deS dauern¬
den Aufenthalts des Besitzers anzumelden ist . Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich, wenn der Besitz deS
Hundes in der ersten Hälfte des Monats Juni wieder
aufgegeben wurde . Mit der Anmeldung ist die vor¬
geschriebene Taxe zu entrichten. N.293

Karlsruhe , den 5 . Mai 1922 . O .Z . 60
Badisches Bezirksamt H — Polizeidirektis « C.

Ich bin stets Käufer
für Broekeleisen , Schmelz eieen ,
MatohinenguB und OfengnB

Metalle jeder Art
Lampen , Altpapier , Akt , u . Zeitung .
— unter Garantie des Einstampfens —

Felle jeder Art
und zahle die höchsten Tagespreise
- gegen netto Kasse -
Händler erhalten Vorzugspreise
Die Ware wird auf Wunsch abgeholt

Herrmann Cohen
Karlsruhe Riniheimerstr . 8

Badisches Landestheater .
Freitag , 12 . Mai . 7 b - g . 10 Uhr . 45 M .—
Abonnement D 3 . — Th . - Gern . B .V .B . Nr . 2601 — 2900

Schahrazade.
Soeben erschien :

Die Badische Landes-
wtterwirte Karlsruhe
ihre Einrichtungen und Arbeiten

Von
Ol *. Albert Peppler , Direktor der Landeswetterwarte ,

a . o . Professor an der Technischen Hochschule .
Mit 22 Figuren im Text , 2 Tabellen und i Karte im Anhang .

Preis 50 Mk.
Das Werk wendet sich in allgemeinverständlicher

Darstellung besonders an Laienkreise . Denn bei der
steigenden wissenschaftlichen und praktischen Bedeutung
der Witterungskunde ist es notwendig , das Interesse
weiterer Volkskreise für die Landeswetterwarte , ihre
Einrichtungen und ihre Tätigkeit zu wecken und zu
fordern . Wir erfahren hier Näheres über das Instru¬
mentarium und den Beobachtungsdienst , das Beobachtungs¬
netz und die Arbeiten der Beobachter , über Funken¬
wettertelegraphie , Wettervorhersage und ihre Verbreitung ,
Frostwarnungsdienst , Schneeberichte , Sturmwarnung , Aus¬
künfte , Gutachten usw . usw. Eine Reihe Abbildungen
schmücken das schön ausgestattete Werk , zwei Klima¬
tafeln und eine Wetterberichtstabelle sind beigegeben .

Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und vom

Verlag der 6 . Braunschen Hofbuchdruokerei
Karlsruhe , Karlfriedrichstr . 14

PapierholzBerkauf .
Bad. Forstamt Pforzheim verkauft freihändig

aus dem StaatSwald „ Hagenschieß " etwa 760 Ster
entrindetes Papterholz (meist Tannen ! in einem
Lose . Angebote sind bis spätestens Montag , de»
88. Mat d. I . abends bei dem Forstamte , das
nähere Auskunft erteilt, einzureichen. N .219 .2 .1

Charakter-
dentnng

(20 Zeilen in Tinte gefchr.)
Mark 6.60 « .sssd

ffiropboloi. ZWO
*. H. Stttter

Karlsruhe . Sörnerftraße 30

SiHHtSethtspflege
l StiriiilK fctittstaulttt .
R .2782 .1 . Oberkirch. Der

Küfermeifter WUHel « Rock
in Oberkirch hat als Ab»
Wesenheitspfleger berat»
tragt , die Verschollenen :
a . Josef Engelhardt, geb .
22 .März 1846 , b Magdalena
Engelhardt, geb . 13 . Februar
1848, c . Sofie Engelhardt ,
geb . 27 . April 1852 . 6 . Maria
Engelhardt, geb . 20 . Juli
1854 , e. Franziska Engel¬
hardt, geb . 19. Juni 1857
in Oberkirch . zuletzt wohn¬

haft in Oberkirch für tot
zu erklären . Die bezeich-
neten Verschollenenwerden
aufgefordert , sich spätesten»
in dem auf : Donnerstag,
dm 18. Januar ISA , vor¬
mittag» 11 Uhr , vor dem
AmtsgerichtOberkirch anbe¬
raumten Aufgebotstermine
zu metdeit. widrigenfalls
die Todeserklärung erfolgen
wird. An alle, welche Aus-
knnft über Leben oder Tod
derBerschollenenzu erteilen
vermögen, ergeht die Auf-
forderung , spätesten» im
Aufgebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu machen.

Oberkirch . 28. « prfl 1922 .
Amtsgericht.

rZMfWWM
RMolz.

StMtnieg
des staatliche« ForstmntS Kei -
dnrg am Freitag, dm IS . Mai,

Karlsruhe Festhalte
Montags den ISi Mal , abends l/,0 Uhr , findet auf vielseitigen

Wunsch im. großen Saale der Festhalle eine

Wiederholung des

Boettge- GedenR - Konzertes
der Harmonie - Kapelle statt .
- VORTH AGSFOLE Ei -

1 Kaiser Barbarossa . Feldstück der heroisch -ritterlichen Trom¬
peter - und Pauker -Kunst . (Thumir zu Cöln 1179 , nach Rüxner .)

2 . « Freue dich Germania “ ! Chorgesang zu Ehren der heiligen
Elisabeth von Thüringen (13 . Jahrhundeit ).

3 . Ouvertüre zu „Iphigenia in Aulis“ von Gluck (um 1772 ). (Mit
Schluß von W . A . Mozart .)

4 . Marschlieder der Landsknechte , in Originalbesetzung um
das Jahr 1490 .

5 . Tonbilder aus „Siegfried “ . Zweiter Tag aus der Trilogie „Der
Ring des Nibelungen “ . (Erste Aufführung am 16. August 1876 zu
Bayreuth .) . R . Wagner .

6 Zwei Altbadische MArsche aus der Zeit des Markgrafen Lud-
. wig Wilhelm (1677—1707 ).

7 . Prinz Eugen , der edle Ritter , nach der ältesten Aufzeichnung .
8 . „ Rhapsodie “ über Altschwäbis ^ he Volksweisen . . Kaempfert .
9 . „ Alt -Wien “ , Perlen aus Lanner ’s Walzern , angereiht . Kremser .

10 . Historische Märsche vom 13.— 18. Jahrhundert . Fanfare .
Der alte Dessauer . Hohenfriedbeiger . Torgauer . Präsentiermarsch .
Rheinströmer . Möllendorfer - Parademarsch der Spiellevte - York -
marsch . Finale .

Sämtliche Stücke sind von A . Boettge zusammengestellt und für Ori¬
ginalbesetzung und Harmoniemusik (ehern . Militärmusik ) eingerichtet
worden . Die historischen Instrumente hat das Heeresmuseum für dieses

Konzert zur Verfügung gestellt .
Karten unnumeriert zu 8 Mk . (einschl. Lustbarkeitssteuer und Einlaß¬
gebühr ), numeriert zu 12 Mk . sind im Vorverkauf zu haben bei der
Musikalienhandlung Fritz Malier , Kaiserstr ., Zigarrengeschäft Meyle ,
Marktplatz , Zigarrengeschäft B. Holz , Ecke Mathy - und Karlstr . und

im Fremdenverkehrsverein «

vormittags1<P/,UHr , im Gast¬
haus zum Rägelesee in
Freiburg (Schwarzwald¬
straße 39) au » allen Hut¬
bezirken , vornehmlich aber
aus Schlägen beim Hirsch¬
sprung , lim Langenbach,
Walchental und Silbereis¬
gut . Nadelholzstämme 9 I .,
28 II ., 98 III ., 154 IV .»
259 V . u . 66VI . Kl. ; Nadel.
Holzabschnitte 132 I .» 95II .
und 63 III . Kl. ; Rotbuchen
4 I .» 26 II .. 67 III .» 53IV .
und 4 V . Kl. und außer¬
dem 150 Fm - noch bei¬
zubringende Rotbuchen: 2
Rotulmen IV ., 1 Kastanie
V„ 4 Hainbuchen III ./V .,
6 Ahorne IV ./V „ 11 Eichen
IV.fVI . und 14 Eschen
V ./VI . Kl. Auskunft durch
das Forstamt und die
Förster . » .313

Z» «Ileus«
eine guterhaltene

Turmuhr
mit Viertel- u . Stunden¬
schlag bei Gemeinde See¬
felden. Amt Müllheim .

Seefelden , 8. Mai 1922.
Das Bürgermeisteramt .

G unzehaus er .

LenbeWIz -Mees
Das Forjtamt Kirchzartm

verkauft freihändig : au »
dem Hutbezirk des Försters
Schwarz in Zastler : 3 Eichen
IV . u . V . Kl. mit 0.92 Fm ..
1 Esche IV . mit 0,19 Fm ..
1 HainbucheV . m - 0.23 Fm -
AuS dem Hutbezirk des
Oberforstwarts Lorenz in
St - Wilhelm : 2 Rotbuchen
II . Kl. mit 2,91 Fm . ; aus
Hutbezirk des Oberforst¬
warts Albiez auf dem
Schmelzplatz (St - Wilhelm) :
9 Rotbuchen II . — IV . Kl.
mit 7,02 Fm . Weitere Aus¬
kunft durch die Forstschutz¬
beamten und das Forstamt ,
wo Losauszüge erhältlich
sind. Schriftl . Angebote bis
24. Mai 1922 erbeten. » .314

SotoHleuf
mMleiigMiide .

Das badische Forstamt
St . Blaste« verkauft unter
den üblichen Bedingungen
freihändig die in den Som¬
merschlägen1922 anfallende
Fichtengerbrinde, geschätzt
zu etwa 300 —400 Fm -
— 3000—4000 Zentner .

Auf den Zentner oder
Festmeter ab Waldweg lau¬
tende Angebote werden bis

zum SamStag, den 20. Mai,
abends 6 Uhr , angenom¬
men. N .315

Letzte- Md ®)(M>
Mens.

Das Forstamt Herren ,
wies in Forbach (Baden)
verkauft freihändig 206
Fstm . Buchenabschnitte II .
bis IV . Klasse in 13 ßo»
sen und 6 Fstm . Ahorn
mit Esche in 1 Los. Ange¬
bote werden bis Donners¬
tag, de« 18. Mai 1922 er¬
beten. Nähere Auskunft
und LoSverzeichniffe durch
das Forstamt . N .238L.1

Gütrrverkrhv
der badisch -schwetze-
rifche « Uebergä »- »

mtt de» Kchtvet».
Mit sofortiger Gültigkeit

werden Frachtstückgutsätze
für Solothurn —Baseltor
und Ausnahmefrachtsätze
für T lkstein und gedämpf¬
tes . getränktes oder sonst
chemisch behandelte» Holz
von gewissen schweiz. Sta¬
tionen nach Basel-Bad . Bhf»
eingeführt . Näheres in un¬
serem Tarifanzeiger . R .290

Karlsruhe . 6 . Mai 1922 .
Elsenbahn -Generaldirrktie «.
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